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Nach Studien haben 16 Prozent 
aller Jugendlichen schon mal 
ein erotisches Foto von sich 
aufgenommen und über Face-
book, WhatsApp oder Snapchat 
verschickt – als Liebesbeweis an 
den Freund oder die Freundin 
oder um mit jemand zu flirten. 
Wenn diese Aufnahmen vom 
Empfänger an andere Personen 
im Internet weitergeleitet wer-
den – etwa aus Rache nach ei-
ner Trennung -, kann die beab-
sichtigte Wirkung der Bilder in 
ihr Gegenteil umschlagen: Die 
15-jährige Kanadierin Amanda 
Todd nahm sich 2012 das Leben, 
nachdem ein Internet-Bekann-
ter, dem sie ein Foto ihrer Brüste 
geschickt hatte, das Bild öffent-
lich machte und sie daraufhin 
von ihrer Umwelt geschnitten 
und beleidigt wurde.

Ein Fall, der kürzlich auf der 
Tagung „Sexting – kein Prob-
lem?“ der Landesstelle Jugend-
schutz Niedersachsen in Han-
nover präsentiert wurde. Viele 
Aufklärungskampagnen wen-
den sich an Mädchen und war-
nen sie vor dem leichtfertigen 
Versenden von Internet-Nach-
richten mit sexualisiertem In-
halt. „Es ist eine problematische 
Strategie, sich bei den Präventi-
onsmaßnahmen auf Mädchen 
zu konzentrieren und sie indi-
rekt für den Missbrauch der Bil-
der verantwortlich zu machen, 
wo Jungen doch beim Sexting 
genauso aktiv sind“, sagt Chris-
tian Helbig, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für Me-
dienforschung und Medienpäd-
agogik der TH Köln und verweist 

auf aktuelle Befragungen: Drei 
Prozent der Mädchen und 23 
Prozent der Jungen sagen, Sex-
ting gehört zum Flirten dazu.

Die Diplom-Pädagogin Ve-
rena Vogelsang von der Katho-
lischen Hochschule Münster 
setzt sich für mehr sexualbe-
zogene Medienkompetenz ein. 
Dazu gehört, Jugendliche zu un-
terstützen, nichts gegen ihren 
Willen zu tun – in der Befragung 
unter 254 Jugendlichen für Vo-
gelsangs Dissertation erklärten 
13 Prozent der Mädchen und 6 
Prozent der Jungen mit Sexting-
Erfahrung, dass sie Bilder von 
sich nur verschickt haben, weil 
sie unter Druck gesetzt wurden. 
Dazu gehöre junge Leute darü-
ber zu informieren, auf welchen 
Wegen sie vertrauliche Nach-
richten im Internet verschicken 
sollten und auf welchen nicht.

Und dazu gehört auch, über 
die rechtliche Situation zu spre-
chen. Danach macht sich jeder 
strafbar, der Fotos oder Videos 
von einer Person weiterleitet, 
ohne sie vorher um ihr Einver-
ständnis dazu gefragt zu haben. 
„Es muss viel mehr über die Tä-
ter und ihre Unterstützer ge-
sprochen werden, die Fotos wei-
terleiten. Heute ist es leider so, 
dass die Mehrheit der Person die 
Schuld gibt, die ein Foto von sich 
an einen geliebten Menschen 
verschickt hat und deren Ver-
trauen missbraucht wurde“, sagt 
Vogelsang.

Die Medienpädagogin Eva 
Borries macht auf die Verant-
wortung jedes Einzelnen auf-
merksam: „Wichtig für jeden He-
ranwachsenden ist die Erkennt-
nis, dass Handeln möglich und 
nötig ist. Dies reicht von techni-
schen Optionen wie dem anony-
men Melden des Bildes an den 
Betreiber eines sozialen Netz-
werkes über das Verweigern des 
Weiterschickens, von der Mel-
dung des Vorfalls an Erwach-
sene, der Kenntnis der entspre-
chenden Anlaufstellen, bis hin 
zu der emotionalen Unterstüt-
zung des Opfers.“

Wenn alles schief gelaufen 
ist, dann bleibt einem noch die 
Strafanzeige, um die weitere 
Verbreitung zu verhindern. 
Martin Drechsler, Jurist und 
Geschäftsführer der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle Multime-
dia-Diensteanbieter aus Berlin: 
„Der Netzwerkbetreiber muss 
rechtswidrige Fotos entfernen, 
wenn er davon Kenntnis erlangt 
hat.“ Einen Rechtsanspruch, die 
eigenen Fotos auf dem Handy 
des einstigen Partners löschen 
zu lassen, gebe es dagegen nicht 
ohne weiteres. Lehrer in Nieder-
sachsen, die von Cybermobbing 
und Sexualdelikten erfahren, 
sind laut Drechsler verpflich-
tet, diese Informationen an die 
Schulleitung weiterzugeben, 
die dann die Polizei kontaktie-
ren muss. Nach Einschätzung 
von klicksafe.de, einer EU-Ini-
tiative für mehr Sicherheit im 
Netz, machen sich weder Kin-
der noch Jugendliche durch das 
Versenden der selbstaufgenom-
menen erotischen Bilder an den 
Partner strafbar.

Das Universitätsklinikum 
Hamburg-Eppendorf hat eine 
Wanderausstellung zum Thema 
„Jugendsexualität im Internet“ 
erarbeitet, in der auch Regeln 
für Safer Sexting festgehalten 
sind. Danach sollte man sich auf 
dem Bild nicht ganz nackt zei-
gen und solch ein Foto nur ver-
schicken, wenn man auch eins 
vom Partner bekommt. 

 JOACHIM GÖRES

Private Nacktfotos 
im offenen Netz 
SEXTING Jugendsexualität im Internet: Wer Bilder 
ungefragt weiterleitet, macht sich strafbar

Gewerkschaftsmitglieder bekommen mehr
VON JOACHIM GÖRES

Die Beschäftigten in den mehr 
als 280 Märkten der Real-Wa-
renhauskette bekommen in die-
sem Jahr ein Prozent ihres Jah-
resbruttogehalts extra – wenn 
sie Mitglied der Gewerkschaft 
Verdi sind. 2017 bis 2019 liegt die-
ser Zuschlag bei jährlich 1,5 Pro-
zent. Darauf haben sich jetzt die 
Gewerkschaft und die Real-Ge-
schäftsleitung verständigt. Das 
Ganze nennt sich Vorteilsrege-
lung – Gewerkschaftsmitglieder 
bekommen so höhere Leistun-
gen als nicht organisierte Mitar-
beiter. Auch die Verdi-Mitglieder 
bei Real in Flensburg, Hamburg, 
Bremen, Hannover und Göttin-
gen profitieren von dieser Ver-
einbarung.

Vorteilsregelungen gelten 
auch für Verdi-Mitglieder in den 
privaten Paracelsus-Kliniken – 
sie bekommen 2016 drei freie 
Tage extra. Zum Unternehmen 
mit rund 5000 Beschäftigten in 
25 Krankenhäusern, dessen Zen-
trale sich in Osnabrück befindet, 
gehören die Berghofklinik und 
die Wiehengebirgsklinik in Bad 
Essen, die Klinik am Silbersee in 
Langenhagen sowie weitere Kli-
niken in Bremen, Helgoland und 
Henstedt-Ulzburg. Wer als Ge-
werkschaftsmitglied beim Un-
ternehmensverband Bremische 
Häfen angestellt ist, bekommt in 
diesem Jahr einmalig 200 Euro 
brutto und im nächsten Jahr 260 
Euro.

Rund 60 Mal im Jahr einigt 
sich Verdi mit Arbeitgebern auf 
so genannte Haustarifverträge 

mit Vorteilsregelungen, die aus-
schließlich in einem Unterneh-
men gelten. Angesichts von 
30.000 unterschiedlichen Tarif-
verträgen, die Verdi abgeschlos-
sen hat, ist das nur eine kleine 
Zahl, allerdings mit zunehmen-
der Tendenz. 

„Meistens geht es um die Zah-
lung einer bestimmten Summe 
nur für Gewerkschaftsmitglie-
der, auch zusätzliche Urlaubs-
tage oder extra Leistungen für 
die Altersvorsorge sind mög-
lich“, sagt Norbert Reuter, Leiter 
der tarifpolitischen Grundsatz-
abteilung in der Berliner Verdi-
Zentrale. Das kann laut Reuter 
eine Einmalzahlung von bis zu 
400 Euro oder auch zwei Tage 
Extraurlaub sein. „Viel mehr zu-
sätzliche Urlaubstage könnten 
problematisch werden“, sagt der 
Verdi-Experte.

Nach Urteilen des Bundesar-
beitsgerichts dürfen Bonusleis-
tungen nicht so hoch ausfallen, 
dass sich Nicht-Mitglieder zum 
Eintritt in eine Gewerkschaft ge-
zwungen fühlen könnten. 

2011 hatte das Bundesarbeits-
gericht eine Regelung überprüft, 
die Verdi mit der Hamburger La-
gerhausgesellschaft (HHLA) ab-
geschlossen hatte und gegen die 
die HHLA dann vor Gericht gezo-
gen war. Damals sollte die HHLA-
Gewerkschaftsmitglieder – etwa 
ein Drittel der 3500 Beschäftig-
ten – 260 Euro im Jahr extra be-
kommen, und zwar dauerhaft. 
Die dauerhafte Gewährung des 
Bonus wurde vom Bundesar-
beitsgericht als nicht zulässig 
bewertet, die Höhe des Bonus 

wurde dagegen nicht beanstan-
det.

„Es gibt aber keine genaue De-
finition, wie groß die Vorteile für 
Gewerkschaftsmitglieder sein 
dürfen, jeder Einzelfall muss ge-
prüft werden“, sagt Reuter und 
ergänzt: „Solange die Zusatzleis-
tungen den Mitgliedsbeitrag zur 
Gewerkschaft nicht übersteigen, 
ist alles in Ordnung.“ Der liegt in 
der Regel bei einem Prozent des 
Jahresgehalts. 2015 entschied das 
Bundesarbeitsgericht, dass eine 
zusätzliche Abfindung in Höhe 
von 10.000 Euro nur für Gewerk-
schaftsmitglieder rechtlich in 
Ordnung ist. Darauf hatten sich 
die IG Metall und Nokia Siemens 
Networks verständigt.

Laut Manfred Menningen, bei 
der IG Metall für die Tarifpolitik 
im Bereich der Textilindustrie 
zuständig, führen Vorteilsrege-
lungen nicht automatisch zu Ein-
tritten in die Gewerkschaft. „Man 
muss Beschäftigte im persönli-
chen Gespräch über die Regelun-
gen informieren und sie ihnen 
erklären. Ein Flugblatt alleine 
reicht nicht.“ Er weiß von Fällen, 
in denen IG Metaller die extra 
Leistungen gar nicht in Anspruch 
nehmen – weil sie Nachteile be-
fürchten, wenn sie sich dem Ar-
beitgeber als Gewerkschaftsmit-
glied zu erkennen geben. In der 
Textilbranche erfährt der Unter-
nehmer dagegen nicht, wer orga-
nisiert ist. „Textilarbeitgeber zah-
len Geld in einen Fonds, aus dem 
unsere Mitglieder Weiterbildun-
gen finanziert bekommen“, sagt 
Menningen.

Einige Unternehmen sind Vor-

Vielleicht doch noch ein Grund einzutreten: Wer einer Gewerkschaft Mitgliedsbeiträge zahlt, kann auf Vorteile wie zusätzlichen Urlaub hoffen  Foto: Jens Büttner/dpa

BELOHNUNG 
Gewerkschaften 
können für ihre 
Mitglieder 
Vorteilsregelungen 
aushandeln. Aktuell 
profitieren davon 
Mitarbeitende bei 
Real und den 
Paracelsus-Kliniken

Der Berliner Rechtshistoriker 
Ralf Oberndörfer hat die Pläne 
der Bundesregierung gelobt, 
zeitgeschichtlich bedeutende 
Gerichtsprozesse aufzuzeich-
nen und der Forschung zur 
Verfügung zu stellen. Gerichts-
verfahren sagten viel über das 
Verhältnis von Staat und Bür-
ger aus, sagte Oberndörfer jetzt 
der „Hannoverschen Allgemei-
nen Zeitung“. 

Für Rechtshistoriker sei da-
bei nicht nur das Urteil, son-
dern auch die Interaktion im Ge-
richtssaal interessant, betonte 
der Wissenschaftler: „Wie reden 
die Richter mit Angeklagten? 
Sind die Prozessparteien unter-
würfig? Wie plädieren die An-
wälte?“ Presseberichte interpre-
tierten das Geschehen im Licht 
ihrer Zeit. „Deshalb ist es sinn-
voll, wenn für die Forschung 
auch Original-Aufnahmen zur 
Verfügung stehen.“

Die Bundesregierung hat den 
Angaben zufolge gerade einen 
Gesetzentwurf für mehr Me-
dienöffentlichkeit in Gerichten 
beschlossen. Danach können 
bald Prozesse von „herausra-
gender zeitgeschichtlicher Be-
deutung“ von Anfang bis Ende 
dokumentiert werden. 

Dazu zählten etwa die Nürn-
berger Prozesse gegen die 
NS-Führung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, der Frankfur-
ter Auschwitz-Prozess in den 
1960er-Jahren und die RAF-Pro-
zesse in Stammheim, erläuterte 
Oberndörfer. Auch das derzei-
tige NSU-Verfahren gegen Beate 
Zschäpe werde vermutlich spä-
ter als wichtig angesehen. 

Geschichte zeigt sich nach 
den Worten des Historikers nicht 
nur am großen Fall: „Genauso 
wichtig ist die Alltags- und So-
zialgeschichte.“ Dazu gehörten 
Hartz-IV-Verfahren vor dem So-
zialgericht oder Verhandlungen 
wegen Abschiebungen vor Ver-
waltungsgerichten. „Solche Ver-
fahren lassen später vielleicht 
genauere Rückschlüsse auf die 
Gesellschaft des Jahres 2016 zu 
als der NSU-Prozess.“

Oberndörfer plädierte da-
für, dass Historiker und Archi-
vare in Abstimmung mit den je-
weiligen Richtern entschieden, 
welcher Prozess aufgezeichnet 
werde. Es genüge seiner An-
sicht nach eine akustische Auf-
nahme: „Kameras im Gerichts-
saal könnten auch die Prozess-
beteiligten verunsichern und 
Gerichte von einer Dokumen-
tation abhalten.“ (epd)

Live aus 
dem 
Gericht
RECHT Der 
Rechtshistoriker Ralf 
Oberndörfer lobt die 
Pläne der 
Bundesregierung, 
bedeutende 
Gerichtsprozesse 
aufzuzeichnen

teilsregelungen gegenüber nicht 
abgeneigt, da sie das Geld für die 
zusätzliche Leistung in diesem 
Fall nur den organisierten Be-
schäftigten zahlen müssen. In 
vielen Branchen ist nur eine Min-
derheit in einer Gewerkschaft or-
ganisiert. Im beschäftigungsstar-
ken Einzelhandel sollen es laut 
der Hans Böckler Stiftung keine 
30 Prozent mehr sein. 

Die kommunalen Arbeitge-
ber dagegen lehnen solche Re-
gelungen ab – man wolle keine 
Ungleichbehandlung zwischen 
den Beschäftigten, so die Begrün-
dung der Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeberverbände.

Den Vorwurf, dass Vorteilsre-
gelungen zu einer Zweiklassen-
gesellschaft unter den Beschäf-
tigten führen, weist Susanne 
Meister zurück. Sie arbeitet seit 
31 Jahren bei Real in Bremen und 
hat als Mitglied der Verdi-Tarif-
kommission den Haustarifver-
trag mit Real ausgehandelt: „Wir 
haben die Kollegen in den Be-

triebsversammlungen darüber 
informiert, dass wir mit den Ar-
beitgebern nur dann einen Ver-
trag abschließen werden, wenn 
er eine Vorteilsregelung enthält. 
Niemand hat gesagt, dass er das 
nicht gut findet.“ Von anderen 
Gewerkschaftsmitgliedern ist 
zu hören: „Es ist nur recht und 
billig, wenn wir das Geld für un-
seren Mitgliedsbeitrag durch ei-
nen extra Bonus wiederbekom-
men – wir finanzieren die Ar-
beitnehmervertretung, die die 
Tarifverträge aushandelt. Gäbe 
es sie nicht, würde die Lohnstei-
gerung viel geringer ausfallen, 
auch für die Nicht-Organisier-
ten.“

Opel hatte 2010 mit der IG Me-
tall Erholungsbeihilfen in Höhe 
von 200 Euro pro Mitglied aus-
gehandelt. Unorganisierte Be-
schäftigte hatten dagegen vor 
dem Bundesarbeitsgericht ge-
klagt mit dem Argument, dass 
diese Zahlung gegen den Gleich-
behandlungsgrundsatz verstoße. 

Das Gericht wies die Klage ab 
– Gewerkschaften hätten das 
Recht, Leistungen nur für ihre 
Mitglieder durchzusetzen.

Von Vorteilsregelungen pro-
fitieren auch IG Metall-Mitglie-
der beim Berufskleidungsher-
steller Alsco, der Niederlassun-
gen in Oldenburg, Hannover und 
Hamburg hat – sie bekommen 
zusätzliche Leistungen für ihre 
Altersvorsorge. Die Freude bei 
den Gewerkschaftern ist aller-
dings häufig getrübt. Für die or-
ganisierten Real-Mitarbeiter ist 
der Gehaltsbonus nur ein Trost-
pflaster, da alle Beschäftigten in 
den nächsten Jahren auf 60 Pro-
zent ihres Weihnachts- und Ur-
laubsgeldes verzichten, um Ent-
lassungen zu verhindern. Die 
Beispiele Opel und Real zeigen: 
Gerade in Krisenzeiten sind Ar-
beitgeber zu Vorteilsregelungen 
bereit, wenn die Interessensver-
tretung der Arbeitnehmer im Ge-
genzug Leistungseinschränkun-
gen akzeptiert.

Hilfe im Netz

Informationen zum Thema und 
Hilfsangebote gibt es unter

■■ http://www.klicksafe.de/the-
men/problematische-inhalte/
sexting/was-sagt-das-gesetz/

■■ www.kennst-du-sexting.de
■■ www.save-me-online.de
■■ profamilia.sextra.de
■■ www.was-geht-zu-weit.de
■■ www.saferinternet.at
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